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Berufungsordnung der Fachhochschule Köln vom 03.08.1993 

geändert am 03.02.1997 und 15.03.1999, zuletzt geändert am 16.06.2003 
 
 
Der Senat der Fachhochschule Köln hat aufgrund des § 2 Abs. 4 HG und des § 48 Abs. 4 HG i.V.m. § 
2 Abs. 5 der Satzung zur Änderung der (Teil-)GO vom 27. März 2002 folgende Berufungsordnung 

beschlossen: 

 

Abschnitt I  

Ordentliche Berufungsverfahren 
§ 1  Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 

§ 2  Auswahlkriterien 

§ 3  Einleitung des Berufungsverfahrens und Überprüfung der Aufgabenumschreibung 

§ 4  Ausschreibung 

§ 5  Berufungskommission 
§ 6  Verfahren bis zur Vorlage des Berufungsvorschlages durch die Berufungskommission 

§ 7  Verfahren im Fakultätsrat 

§ 8  Verfahren im Rektorat 

§ 9  Verfahren im Senat 
§ 10  Verfahren nach der Beschlussfassung im Senat 

§ 11  Vertraulichkeit 

 

Abschnitt I I  

Professorenvertretung 
§ 12  Voraussetzungen 

§ 13  Einleitung des Verfahrens 

§ 14  Ablauf des Verfahrens 

§ 15  Verfahren nach der Beschlussfassung im Senat 
 

Abschnitt I I I  

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

§ 16  Geltungsbereich 

§ 17  Anwendung der Berufungsordnung 
Abschnitt IV 

Schlussbestimmungen 

§ 18  Übergangsbestimmungen 

§ 19  Inkrafttreten 
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Anhang zur Berufungsordnung        
 

Teil  A  Empfehlungen 

 
1. Kriterien zur Erstellung eines Gutachtens gem. § 46 HG    

2. Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten und der Schwerbehindertenvertretung 

und der Studierenden 
3. Verfahrensablauf Ruferteilung         

4. Hinweis auf die Vordrucke im Internet       

• Antrag auf Wiederzuweisung einer Stelle 

• Antrag auf Einstellung einer Professorenvertretung 

 

Teil  B   Beispiele  
1. Muster eines Gutachtens (gem. § 46 HG)       
2. Muster eines Gutachtens (promotionsadäquate Leistungen)     

3. Muster eines Abschlussberichtes        
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Abschnitt I 

Ordentliche Berufungsverfahren 
 

§ 1  

Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren  
 

Für die Berufung von Professorinnen und Professoren gelten die §§ 46 - 48 HG in der jeweils gülti-

gen Fassung. Die allgemeinen dienstrechtlichen Vorschriften werden durch die Hochschulverwal-

tung geprüft und festgestellt. 

 

§ 2  

Auswahlkriterien  

 

Auswahlkriterien für die Aufnahme in einen Berufungsvorschlag sind: 

- wissenschaftliche bzw. künstlerisch-gestalterische Qualifikation, 

- Qualitätspromotion 

- ggf. fachbezogene, in der beruflichen Praxis erworbene Qualifikation; hierbei ist besonde-

res Gewicht auf die fachbezogene Entwicklung oder Anwendung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse in der Praxis zu legen.  

Soweit es in besonderen Ausnahmefällen der Eigenart des Faches und den Anforderungen 

der Stelle entspricht, können die an die Stelle der vorgenannten Voraussetzungen zusätzli-

che wissenschaftliche Leistungen treten, die durch eine Habilitation oder gleichwertige 

wissenschaftliche Leistungen nachgewiesen werden. 

- pädagogische Eignung, 

- Beteiligung an Studienberatung und Studienreform, Lehr- und Forschungsorganisation 
sowie Selbstverwaltung, 

- Grad der Übereinstimmung der Qualifikation mit der in der Ausschreibung angegebenen 
Abgrenzung, 

- persönliche Eignung. 
 

§ 3 

Einleitung des Berufungsverfahrens und Überprüfung der Aufgabenumschreibung 

 

(1) Ist eine Stelle einer Professorin oder eines Professors in der Fakultät erstmalig zu besetzen, so 
stellt die Fakultät unmittelbar einen Antrag auf Ausschreibung dieser Stelle an das Rektorat. Die 

Antragstellung hat unverzüglich nach Einrichtung oder Zuweisung der Stelle zu erfolgen. Der Beru-
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fungsvorschlag soll dem Ministerium für Wissenschaft und Forschung spätestens 8 Monate nach 

Einrichtung der Stelle vorgelegt werden.  

 

(2) Ist die Stelle einer Professorin oder eines Professors in der Fakultät durch Ausscheiden der Stel-

leninhaberin oder des Stelleninhabers wieder zu besetzen, so stellt die Fakultät einen Antrag auf 
Wiederzuweisung der Stelle an die Rektorin oder den Rektor. Wird eine Stelle durch Erreichen der 

Altersgrenze frei, soll die Antragstellung spätestens 1 ½ Jahre vor Freiwerden der Stelle erfolgen. 

Bei unvorhersehbarem Freiwerden der Stelle ist der Antrag unverzüglich nach dem Freiwerden zu 

stellen. Der Berufungsvorschlag soll dem Ministerium für Wissenschaft und Forschung 6 Monate 

vor Freiwerden, spätestens 3 Monate nach Freiwerden vorgelegt werden.  
 

(3) Im Falle der Wiederbesetzung einer Stelle  

- reicht der Dekan oder die Dekanin der Fakultät den ausgefüllten Wiederzuweisungsantrag 

über die Rektorin oder den Rektor im Sachgebiet 2.1 rechtzeitig vor dem Freiwerden der Stelle 
ein (siehe hierzu Abs. 2),  

- fügt den entsprechenden Fakultätsratsbeschluss bei und 

- vereinbart nach Einreichung des Antrages einen Gesprächstermin mit dem Rektorat. 

 

Die Fakultät wird im Rahmen des Gespräches im Rektorat zum Wiederzuweisungsantrag angehört. 
Auf der Basis des Gespräches und der Antragsunterlagen wird das Ergebnis in Form eines Proto-

kolls dokumentiert, die der Rektor oder die Rektorin und der Dekan oder die Dekanin unterzeich-

nen.  

 
(4) Im Rahmen der Entscheidung über die Wiederzuweisung wird geprüft (§ 48 Abs. 1 Satz 3 und 4 

HG), ob 

- die Aufgabenumschreibung oder die Wertigkeit der Stelle geändert, 

- die Stelle einer anderen Fakultät zugewiesen, 

- die Stelle nicht wieder besetzt werden soll.  
Das Rektorat entscheidet abschließend über die Wiederzuweisung der Stelle auf der Grundlage des 

Protokolls zusammen mit dem vorgelegten Wiederzuweisungsantrag. Die Aufgabenumschreibung 

einer Professur (Stellenwidmung) ist in Bezug auf die zu erfüllenden Aufgaben in Lehre und For-

schung fachlich möglichst weit zu fassen; von thematisch eng gefassten oder überwiegend an spe-
ziellen Lehr- bzw. Forschungserfordernissen orientierten Aufgabenumschreibungen ist abzusehen. 

Bei fächerübergreifender Änderung der Aufgabengebietsumschreibung ist zur Ausschreibung der 

Stelle die Zustimmung des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung erforderlich (§ 48 Abs. 1 

HG); alle übrigen Änderungen werden durch das Rektorat entschieden. 

 
(5) Eine Änderung der Aufgabenumschreibung von Professorenstellen kommt nur bei Vorliegen 

bestimmter Kriterien in Betracht, z. B. Änderung des Fächerkanons aufgrund geänderter Prüfungs-

ordnung, Aufbau von neuen, wichtigen Aufgabenbereichen bei gleichzeitigem Wegfall anderer 
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Aufgabenbereiche, maßgebliche Änderung studentischer Nachfrage. Jede Umwidmung muss im 

Wiederzuweisungsantrag nachvollziehbar begründet sein; auf der Grundlage eines Fakultätsent-

wicklungsplans sind unter Berücksichtigung quantitativer und struktureller Aspekte sowohl für den 

wegfallenden als auch für den neu wahrzunehmenden Aufgabenbereich die Gründe für die bean-

tragte Änderung darzulegen. Hierbei ist insbesondere die Erfüllung der Lehr- und Prüfungsver-
pflichtungen gem. Prüfungsordnung und die aktuelle Berufspraxis zu beachten. 

 

(6) Soll die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber ständig in weiteren Fakultäten lehren, ist der 

Dekan oder die Dekanin der betroffenen Fakultät zum Gesprächstermin für die Wiederzuweisung 

hinzuzuziehen.  Die Entscheidung, ob die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber auch Lehrver-
anstaltungen in anderen Fakultäten erbringt, trifft das Rektorat auf der Basis der Vereinbarungen 

zur Wiederzuweisung der Stelle im Einvernehmen mit den betroffenen Fakultäten. Der Dekan oder 

die Dekanin der weiteren Fakultäten sind über den weiteren Verlauf des Verfahrens zu informieren. 

 
 

§ 4  

Ausschreibung 

 

(1) Das Rektorat entscheidet über den Vorschlag der Fakultät unter Berücksichtigung der dem An-

trag beigefügten Stellungnahmen und legt hierbei im Benehmen mit der Fakultät 

- den Ausschreibungstext, der immer geschlechtsneutral zu fassen ist und der die Hinweise 

zu enthalten hat, 

- dass die Hochschule die Erhöhung des Frauenanteils anstrebt und dass Bewerbe-
rinnen bei gleicher Eignung den Vorrang haben, 

- dass Schwerbehinderte bei gleicher fachlicher Eignung bevorzugt berücksichtigt 
werden, 

- die sich auf die spätere Fakultäts- und ggf. Institutszugehörigkeit beziehen, 

- das Aufgabengebiet der zukünftigen Stelleninhaberin oder des zukünftigen Stellen-
inhabers, 

- die an die Bewerberin oder den Bewerber gestellten besonderen Anforderungen, 

- die Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppe, 

- den Zeitpunkt der Besetzung, 
 

 

- die Publikationsorgane für die Ausschreibung (Angabe eines überregionalen Organs, wo-

bei zusätzlich bei Bedarf eine Fachzeitschrift gewählt werden kann). 
 

fest. Die Ausschreibungen werden zusätzlich auf der Homepage der Fachhochschule Köln veröf-

fentlicht. 
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Änderungen bzw. Kürzungen des Ausschreibungstextes sind vor Veröffentlichung mit der Fakultät 

abzustimmen. Der Rektor unterrichtet die beteiligten Fakultäten über beschlossene Ausschreibun-

gen. Gem. Ziff. 1.2 des Frauenförderplans ist der Gleichstellungsbeauftragten vor Veröffentlichung 

des Ausschreibungstextes Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die abweichende Stellung-
nahme hat aufschiebende Wirkung. In diesem Fall muss der Fakultätsrat sich mit den geäußerten 

Bedenken auseinandersetzen und erneut beschließen. Die Bewerbungen sind an die Rektorin oder 

den Rektor zu richten. 

 

(2) Die Hochschule schreibt gem. § 48 HG öffentlich aus. Sollte sich bei der ersten Ausschreibung 
am Ende der Ausschreibungsfrist herausstellen, dass sich keine Frau beworben hat, soll die Stelle 

grundsätzlich unverzüglich nochmals ausgeschrieben werden (Ziff. 1.5  Frauenförderplan/§ 8 Abs. 

2 LGG). Über Ausnahmen entscheidet der Fakultätsrat unter Beteiligung der Gleichstellungsbeauf-

tragten. 
 

§ 5 

Berufungskommission  
 

(1) Zur Vorbereitung der Berufung einer Professorin oder eines Professors wählen die Mitglieder 

des Fakultätsrats nach Gruppen getrennt eine Berufungskommission. Der Fakultätsrat wählt aus 
der Gruppe der Professorinnen und Professoren die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie eine 

Stellvertretung. Die Wahl soll bereits zu Beginn der Einleitung des Berufungsverfahrens erfolgen, ist 

aber spätestens zum Zeitpunkt der Ausschreibung der Stelle vorzunehmen.  

 

(2) Die Berufungskommission besteht grundsätzlich aus drei oder fünf Mitgliedern aus der Gruppe 
der Professorinnen oder Professoren und aus zwei bzw. vier Mitgliedern aus den anderen Gruppen, 

darunter mindestens eine wissenschaftliche Mitarbeiterin oder ein wissenschaftlicher Mitarbeiter 

und eine Studierende oder ein Studierender. Für jedes Mitglied der Berufungskommission, dessen 

Gruppe nur mit einem Mitglied vertreten ist, wird eine persönliche Stellvertreterin oder ein persön-
licher Stellvertreter gewählt, die oder der die Vertretung für eine ganze Sitzung übernimmt, soweit 

dies personell möglich ist. Der Berufungskommission können auch Mitglieder anderer Fakultäten 

oder Professorinnen und Professoren anderer Hochschulen angehören. Die Gruppe der Professo-

rinnen und Professoren muss stets um eine Stimme größer sein, als die der anderen Gruppen. Die 

Professorinnen und Professoren sollen aufgrund des von ihnen vertretenen Faches für die fachliche 
Beurteilung der Bewerberinnen und Bewerber kompetent sein. Sie müssen nicht Mitglied der fe-

derführenden Fakultät sein. Der Berufungskommission darf nicht angehören, wer die Stelle innehat 

oder innegehabt hat und aus dieser Professur ausscheiden wird oder ausgeschieden ist. 
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(3) In der Berufungskommission soll das betroffene Institut vertreten sein.  Soll die Stelleninhaberin 

oder der Stelleninhaber Lehraufgaben in weiteren Fakultäten ständig wahrnehmen, setzen sich die 

Mitglieder der Berufungskommission aus den betroffenen Fakultäten zusammen. Die vornehmlich 

betroffene Fakultät stellt den Vorsitz und übernimmt die Federführung. 

 
(4) Es ist anzustreben, dass der Berufungskommission paritätisch Frauen angehören. Der Beru-

fungskommission muss jedoch mindestens eine stimmberechtigte Frau angehören, möglichst eine 

Professorin. Dabei können auch geeignete Frauen aus fachlich benachbarten Bereichen, ggf. auch 

Professorinnen, die nicht Mitglied der Fachhochschule Köln sind, berücksichtigt werden. Ist die 

Berufungskommission nicht zur Hälfte mit Frauen besetzt, so ist im Berufungsbericht ein Begrün-
dung auszuweisen. 

 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte ist von Beginn an in allen Phasen des gesamten Verfahrens gem. 

§ 23 HG zu beteiligen. Die Gleichstellungsbeauftragte ist zu allen Sitzungen der Berufungskommis-
sion einzuladen. Sie hat das Recht, in allen Stufen des Verfahrens eine schriftliche Stellungnahme 

abzugeben. 

 

(6) Bei schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerbern ist die Schwerbehindertenvertretung zu 

beteiligen. 
 

(7) Ist die zu besetzende Stelle einer Professorin oder eines Professors einem Institut zugeordnet, so 

sind die Mitglieder des Institutsvorstands über den Stand des Verfahrens zu informieren und ihnen 

ist Akteneinsicht zu gewähren. 
 

(8) Von Seiten der studentischen Vertreterin bzw. des studentischen Vertreters in der Berufungs-

kommission ist dem Berufungsvorschlag ein schriftliches Votum zu den Lehrleistungen der Listen-

platzierten beizufügen, wenn die Studierenden von ihrem Beteiligungsrecht Gebrauch machen 

wollen. Auf ihr Beteiligungsrecht sind die Studierenden ausdrücklich zu Beginn der jeweiligen Be-
ratung in der Berufungskommission hinzuweisen. Es wird empfohlen, dass die Bewerberinnen und 

Bewerber eine studiengangbezogene Lehrveranstaltung abhalten, die auch im Rahmen des nor-

malen Lehrangebotes stattfinden kann und den bisher üblichen Probevortrag ersetzt oder ergänzt. 

Als Grundlage für das studentische Votum kommen außerdem Ergebnisse studentischer Veranstal-
tungskritik in Betracht. Die Wahl dieses Verfahrens obliegt der Fakultät. 

 

(9) Auf Beschluss der Berufungskommission können weitere Mitglieder der Hochschule oder Pro-

fessorinnen und Professoren anderer Hochschulen sowie auswärtige Sachverständige zu einzelnen 

Sitzungen beratend hinzugezogen werden. Im übrigen tagt die Berufungskommission nichtöffent-
lich. Die Dekanin oder der Dekan der ausschreibenden Fakultät und die geschäftsführende Direkto-

rin oder der geschäftsführende Direktor eines betroffenen Instituts kann an den Sitzungen mit be-

ratender Stimme teilnehmen.  
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(10) Über die Sitzungen der Berufungskommission werden Ergebnisprotokolle geführt, die den 

Mitgliedern der Kommission, der Dekanin oder dem Dekan und der Gleichstellungsbeauftragten 

zuzuleiten sind. 

 
(11) Die Berufungskommission ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte aller stimmberechtig-

ten Mitglieder anwesend sind. Die Berufungskommission ist bei der Behandlung eines Gegenstan-

des ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn die Behandlung 

wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt und die Berufungskommission zur Verhandlung über 

den Gegenstand noch einmal einberufen wurde. Bei der Einberufung der zweiten Sitzung muss auf 
die Tatsache, dass die Beschlussfähigkeit in jedem Fall gegeben ist ausdrücklich hingewiesen wer-

den (§ 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 GO). Beschlüsse zum Verfahren werden mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen getroffen. Bei der Berechnung der Mehrheiten werden ungültige Stimmen 

und Enthaltungen nicht mitgezählt. Bei Stimmgleichheit gilt der Vorschlag als abgelehnt Die Grup-
pe der sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirkt gem. § 14 HG lediglich beratend mit. Die 

Gleichstellungsbeauftragte ist nicht stimmberechtigt (§ 23 HG). 

 

(12) Stimmberechtigte Mitglieder der Berufungskommission, die bei Beschlüssen zum Berufungs-

vorschlag überstimmt wurden, können dem Beschluss ein schriftliches Sondervotum beifügen; 
dieses muss in der Sitzung, in der die Abstimmung stattfindet, angemeldet und innerhalb von 14 

Tagen der oder dem Vorsitzenden der Kommission zugeleitet werden. 

 

 

§ 6 

Verfahren bis zur Vorlage des Berufungsvorschlages durch die Berufungskommission  

 

(1) Vor Erhalt der Bewerbungsunterlagen muss die Berufungskommission unter Beteiligung der 

Gleichstellungsbeauftragten die Auswahlkriterien verbindlich festlegen und dem Rektorat mittei-

len. Bei späteren notwendigen Veränderungen ist die Gleichstellungsbeauftragte ebenfalls zu 
beteiligen. 

 

(2) Bei gleicher Eignung sollen in den Fakultäten, in denen Professorinnen unterrepräsentiert sind, 

Frauen vorrangig eingestellt werden. Wird in einem Berufungsvorschlag keine der Bewerberinnen 

berücksichtigt, ist dies gesondert zu begründen. 
 

(3) Die Berufungskommission hat die Aufgabe, eine berufungsfähige Dreierliste zu erarbeiten und 

sie den Hochschulgremien zur Abstimmung vorzulegen. Von einer Dreierliste darf nur in begrün-

deten Ausnahmefällen abgewichen werden, wenn die Berufungskommission nachvollziehbar be-

gründen kann, dass auch bei mehrfach erfolgten Ausschreibungen nicht genügend qualifizierte 
Bewerbungen vorliegen, die die Erstellung einer Dreierliste ermöglichen. In diesen Fällen kann 
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ausnahmsweise eine Zweierliste bzw. eine Einerliste vorgelegt werden. Die Gründe hierfür sind 

aktenkundig zu machen. 

 

(4) Die eingehenden Bewerbungen werden von der Hochschulverwaltung jeweils auf Vollständig-

keit und auf Vorliegen der formalen Einstellungsvoraussetzungen vorgeprüft und an die Beru-
fungskommission weitergeleitet. Liegen die formellen Einstellungsvoraussetzungen eindeutig 

nicht vor, werden die Bewerbungen bereits durch die Hochschulverwaltung zurückgewiesen. 

 

(5) Die Berufungskommission prüft zunächst bei allen eingegangenen Bewerbungen das Vorliegen 

der Einstellungsvoraussetzungen. Beruht eine Bewerbung auf einem ausländischen Zeugnis, ist 
dessen Äquivalenz unter Beteiligung der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) bei 

der Kultusministerkonferenz durch die Hochschulverwaltung zu ermitteln. Kommt die Kommission 

zu Ergebnissen, die von der Vorprüfung seitens der Verwaltung abweichen, so führt die oder der 

Vorsitzende der Berufungskommission eine Klärung im Benehmen mit dem Rektorat herbei. Dar-
über hinaus stellt die Berufungskommission fest, welche fehlenden Unterlagen von der Hochschul-

verwaltung nachzufordern sind. 

 

(6) Zum Nachweis promotionsadäquater oder künstlerischer Leistungen müssen zusätzlich zwei 

Gutachten von Professorinnen oder Professoren anderer Hochschulen über die Bewerberin oder 
den Bewerber eingeholt werden. Auf die Qualität dieser Leistungen muss in den Gutachten einge-

gangen werden. Die vorgelegten Arbeiten müssen in qualitativer Hinsicht den Anforderungen 

einer Prädikatspromotion entsprechen. 

 
(7) Bei Bewerberinnen oder Bewerber, die die qualitativen Einstellungsvoraussetzungen nicht erfül-

len, trifft die Berufungskommission eine entsprechende Feststellung, die die Vorsitzende oder der 

Vorsitzende der Berufungskommission dokumentiert. Die Bewerberin oder der Bewerber erhält 

unmittelbar nach Abschluss des Verfahrens einen entsprechenden Bescheid durch die Hochschul-

verwaltung. 
 

(8) Erfüllen weniger als drei Bewerberinnen oder Bewerber die Einstellungsvoraussetzungen, ist die 

Ausschreibung in der Regel zu wiederholen. Beschließt die Berufungskommission, dass eine wie-

derholte Ausschreibung mit unverändertem Ausschreibungstext vorgenommen werden soll, so 
teilt sie dies unter Angabe der Gründe dem Fakultätsrat mit. Das Rektorat ist von den entsprechen-

den Fakultätsratsbeschlüssen zu informieren und entscheidet über die Notwendigkeit der nochma-

ligen Ausschreibung. 

 

(9) Die Berufungskommission entscheidet aufgrund der eingereichten Bewerbungsunterlagen, 
welche Bewerbungen in die engere Wahl zu ziehen sind. Die Gründe für die Vorauswahl sind ak-

tenkundig zu machen. 
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(10) Die Berufungskommission lädt bei der ersten Ausschreibung mindestens drei Bewerberinnen 

oder Bewerber zu jeweils einer öffentlichen Probelehrveranstaltung ein. Werden nicht alle Bewer-

berinnen oder Bewerber eingeladen, die in die engere Wahl gezogen wurden, so sind die Gründe 

für die Auswahl aktenkundig zu machen. Grundsätzlich sollen alle Bewerberinnen, die die formalen 

Voraussetzungen (gesetzliche Anforderungen nach § 46 HG und Aufgabenumschreibung nach § 
48 Abs. 1 HG) erfüllen, zu einem Probevortrag eingeladen werden. Wenn dies wegen der großen 

Zahl der Bewerberinnen nicht praktikabel ist, sind Frauen mindestens entsprechend ihrem Anteil 

an den Bewerbungen einzuladen. 

 

(11) Art, Thema und Dauer der Probelehrveranstaltungen werden von der Berufungskommission 
festgelegt. Die Bewerberin oder der Bewerber soll ein Exposé seines Vortrages der oder dem Vor-

sitzenden der Kommission eine Woche vorher schriftlich einreichen. Es wird empfohlen, dass die 

Bewerberinnen und Bewerber eine studiengangbezogene Lehrveranstaltung abhalten, die auch im 

Rahmen des normalen Lehrangebotes stattfinden kann und den bisher üblichen Probevortrag er-
setzt oder ergänzt. Zu der Veranstaltung lädt die oder der Vorsitzende durch hochschulöffentlichen 

Aushang ein. Schriftlich wird zusätzlich das Rektorat informiert. An die Probelehrveranstaltung 

schließt sich eine Fachdiskussion und ein ausführliches Fachgespräch mit der Berufungskommissi-

on an; insbesondere über Konzepte der Lehre und Forschung. 

 
(12) Unverzüglich nach den Probelehrveranstaltungen fasst die Berufungskommission darüber 

Beschluss, welche der Bewerberinnen und Bewerber in die vorläufige Rangliste aufgenommen 

werden können. Sind das weniger als drei, so befindet die Kommission darüber, ob weitere Bewer-

berinnen und Bewerber zu einer Probelehrveranstaltung geladen werden sollen. Liegen keine wei-
teren geeigneten Bewerbungen vor, so befindet die Berufungskommission darüber, ob die Aus-

schreibung wiederholt werden soll. Es wird gemäß Absatz 8 analog verfahren. 

 

(13) Ist eine Bewerberin oder ein Bewerber für einen Platz auf der Rangliste vorgesehen und hat sie 

oder er die pädagogische Eignung nicht durch Erfahrungen in einer vorausgegangenen Lehr- oder 
Ausbildungstätigkeit nachgewiesen, empfiehlt die Berufungskommission, ob dieser Nachweis aus-

nahmsweise im Berufungsverfahren festgestellt oder während eines einjährigen Beamtenverhält-

nisses auf Probe erbracht werden soll. Die Feststellung der pädagogischen Eignung alleine im 

Rahmen des Berufungsverfahrens kommt nur für besonders zu begründende Ausnahmefälle in 
Betracht. An diese Feststellung auf der Basis der Probelehrveranstaltung sind besonders erhöhte 

Anforderungen zu stellen. In der Regel kommt nur eine Berufung im Beamtenverhältnis auf Probe 

in Betracht. 

 

(14) Die Kommission bestellt für jede Bewerberin und jeden Bewerber, die oder der in die Rangliste 
aufgenommen werden soll, zwei auswärtige Professorinnen oder Professoren als Gutachterinnen 

oder Gutachter (§ 48 Abs. 3 HG). Die Berufungskommission sollte die beiden Gutachterinnen oder 

Gutachter nach Möglichkeit anhand der von der Bewerberin oder dem Bewerber vorgelegten Be-
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werbungsunterlagen ohne deren oder dessen Beteiligung auswählen, wobei einer der Gutachte-

rinnen oder Gutachter Professorin oder Professor an einer Fachhochschule sein soll. Dies gilt 

grundsätzlich auch für Hausbewerberinnen und Hausbewerber, deren Begutachtung, soweit sie 

durch entsprechende Arbeiten und Leistungen an der Hochschule ausgewiesen sind, durch außen-

stehende, von der Hochschule unabhängige Gutachterinnen oder Gutachter möglich sein sollte. 
Jeder Bewerberin und jedem Bewerber ist es unbenommen, von sich aus Referenzschreiben und 

Referenzgutachten im Berufungsverfahren einzureichen, die mit den Bewerbungsunterlagen vor-

zulegen sind. Die Gutachten sollen auf die Kriterien des § 2 eingehen (vgl. Anhang). Den Gutachte-

rinnen und Gutachtern darf nicht mitgeteilt werden, wie die Berufungskommission die Bewerberin 

oder den Bewerber beurteilt und welcher Listenplatz für sie oder ihn in Aussicht genommen ist. Die 
Korrespondenz führt die oder der Vorsitzende der Berufungskommission. 

 

(15) Gleichzeitig und unabhängig von den auswärtigen Gutachten erstellt die Berufungskommissi-

on für jede Bewerbung, die in die Rangliste aufgenommen werden soll, eine Würdigung auf der 
Basis der Auswahlkriterien nach § 2. 

 

(16) Die Platzierung der Bewerberinnen und der Bewerber auf der Berufungsliste ist eingehend und 

ausgewogen für jede einzelne Bewerbung zu begründen. Bei einer Hausbewerbung stehen nach-

weisbare Beurteilungskriterien zur Verfügung, die einen Leistungsvergleich mit den in die engere 
Wahl gezogenen externen Bewerberinnen und Bewerbern ermöglichen (z. B. Zahl der Diplomarbei-

ten, Voten der Lehrqualität bzw. zu besonderen Leistungen und Konzeptionen in der Lehre, Ent-

wicklungsvorhaben, Veröffentlichungen, Patente, Leistungen im Technologietransfer, Drittmit-

teleinwerbung, auswärtige Rufe, Industrieangebote). Bei einer Konkurrenz zwischen Hausbewerbe-
rinnen und Hausbewerbern und externen Bewerberinnen und Bewerbern können die Lehrerfah-

rungen der Bewerberin oder des Bewerbers aus der Hochschule besondere Berücksichtigung er-

fahren; es muss aber das "Prinzip der Bestenauslese" (§§ 7, 199 LBG), vorrangig Geltung haben. 

Dabei muss durch die Gestaltung des Auswahlverfahrens auch sichergestellt sein, dass für externe 

Bewerberinnen und Bewerber, die naturgemäß geringere Lehrerfahrung vorweisen können, durch 
entsprechende Bewertung der außerhalb der Lehre liegenden Leistungen eine Berufung möglich 

bleibt. Berufungsvorschläge, in denen Hausbewerberinnen oder Hausbewerber aufgeführt sind, 

müssen die Ergebnisse der studentischen Veranstaltungskritik für diesen Personenkreis enthalten. 

 
 (17) Zum Abschluss des Verfahrens beschließt die Berufungskommission in geheimer Abstim-

mung, unter Berücksichtigung der Gutachten und der Würdigung gemäß den Absätzen 12 und 13 

den Berufungsvorschlag, der drei Bewerberinnen bzw. Bewerber in bestimmter Rangfolge enthal-

ten soll. Dabei wird über jeden Platz getrennt abgestimmt. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 

der Kommission erstellt in der Regel rechtzeitig vor Beschlussfassung im Fakultätsrat einen Ab-
schlussbericht (vgl. § 7 Abs. 4). 
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(18) Zieht während des laufenden Berufungsverfahrens – jedoch vor Vorlage des Antrages an das 

Ministerium für Wissenschaft und Forschung – eine Bewerberin oder ein Bewerber die Bewerbung 

zurück, ist erneut die Entscheidung der Berufungskommission herbeizuführen. Es wird gem. Abs. 8 

analog verfahren. 

 

§ 7 

Verfahren im Fakultätsrat  

 

(1) Der von der Berufungskommission beschlossene Berufungsvorschlag wird dem Fakultätsrat 

über die Dekanin oder den Dekan zugeleitet. Die Mitglieder des Fakultätsrates sowie die Professo-

rinnen und Professoren der Fakultät haben in jedem Verfahrensstadium das Recht auf Einsicht in 
die Bewerbungsunterlagen, die Gutachten und die Protokolle der Berufungskommission. Der    

Fakultätsrat behandelt den Vorschlag in nichtöffentlicher Sitzung. Teilnahmeberechtigt sind neben 

allen Professorinnen und Professoren der Fakultät die Mitglieder der Berufungskommission. Die 

Gleichstellungsbeauftragte ist ebenfalls einzuladen. Beschlussfähigkeit liegt vor, wenn mehr als die 

Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Wenn die Behandlung wegen Beschluss-
unfähigkeit zurückgestellt und der Fakultätsrat zur Verhandlung über den Berufungsvorschlag 

noch einmal einberufen wurde, ist der Fakultätsrat bei der Behandlung dieses Berufungsvorschla-

ges ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Bei der Einberufung 

der zweiten Sitzung muss auf die Tatsache, dass die Beschlussfähigkeit in jedem Fall gegeben ist, 
ausdrücklich hingewiesen werden (§ 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 GO). 

 

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Berufungskommission vertritt den Berufungsvor-

schlag im Fakultätsrat. Der Fakultätsrat beschließt über den Berufungsvorschlag in geheimer Ab-

stimmung. Der Beschluss wird mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei 
der Berechnung der Mehrheit werden ungültige Stimmen und Enthaltungen nicht mitgezählt. Bei 

Stimmgleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Abstimmungsberechtigt sind nur die gewählten 

Mitglieder des Fakultätsrates (§ 28 Abs. 5 HG, § 27 Abs. 6 GO). Die Mitglieder der Gruppe der weite-

ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wirken an Entscheidungen beratend mit. Die Abstimmung 
erfolgt über jeden Platz getrennt. Überstimmte Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Sitzung kön-

nen verlangen, dass dem Berufungsvorschlag ihr schriftliches Sondervotum beigefügt wird. Das 

Sondervotum muss in der Sitzung, in der die Abstimmung stattfindet, angemeldet und innerhalb 

von 14 Tagen nach der Sitzung der Dekanin oder dem Dekan zugeleitet werden. 

 
(3) Erhält der Berufungsvorschlag im Fakultätsrat nicht die erforderliche Mehrheit, so gibt die De-

kanin oder der Dekan den Berufungsvorschlag unter Angabe von Gründen an die Berufungskom-

mission zur erneuten Beratung zurück. 

 

(4) Die Dekanin oder der Dekan legt den Berufungsvorschlag dem Rektorat zur Weiterleitung an 
den Senat vor. Dem Berufungsvorschlag sind beizufügen 
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1. Protokollauszug der Fakultätsratssitzung mit dem Abstimmungsergebnis, in den ggf. Son-

dervoten aufgenommen sind, 

2. Abschlussbericht der Berufungskommission bestehend aus 

- Ablauf des Verfahrens, 

- Gutachten und Würdigungen zu Kandidatinnen und Kandidaten der Rangliste gem. 
§ 46HG, 

- vergleichende Würdigung der Rangliste, 

- Abstimmungen für jeden Ranglistenplatz 

3. studentisches Votum, 
4. Protokolle der Berufungskommission einschließlich ggf. Sondervotum, 

5. Gutachten auswärtiger Gutachterinnen bzw. Gutachter, 

6. Bewerbungsunterlagen aller Bewerbungen, 

7. Übersicht der Bewerberinnen und Bewerber mit Kurzbegründungen. 
8. Ausschreibungstext 

 

§ 8 

Verfahren im Rektorat 
 

Das Rektorat prüft die Qualität des Berufungsvorschlages insbesondere in rechtlicher und entwick-
lungsplanerischer Hinsicht und leitet ihn dem Senat zu; der Prüfung werden auch die bei der Wie-

derzuweisung der Stelle getroffenen Vereinbarungen zugrunde gelegt (vg. Anhang). Stimmt das 

Rektorat aus den in Satz eins genannten Gründen dem Berufungsvorschlag nicht zu, ist er dem 

Fakultätsrat zur erneuten Beratung und Beschlussfassung zuzuleiten.  

 
Sodann entscheidet der Senat abschließend, ob der erneut vorgelegte Berufungsvorschlag dem 

Ministerium zugeleitet wird. 

 

 

§ 9 

Verfahren im Senat  

 
(1) Der Senat prüft den Berufungsvorschlag vorrangig in inhaltlicher Hinsicht. Die Senatsvorlage 

besteht aus dem Berufungsvorschlag der Fakultät, ggf. den Sondervoten und den Gutachten. Jedes 

Senatsmitglied hat das Recht auf Einsicht in die Bewerbungsunterlagen und die Protokolle der 

Berufungskommission und der Fakultät. 
 

(2) Der Senat behandelt den Berufungsvorschlag in nichtöffentlicher Sitzung. Die Vorsitzende oder 

der Vorsitzende der Berufungskommission oder die Vertretung soll bei der Behandlung des zu ver-
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tretenden Berufungsvorschlages anwesend sein. Der Dekan oder die Dekanin der Fakultät oder 

dessen Vertreter oder Vertreterin trägt den Berufungsvorschlag mündlich im Senat vor. Sollte kein 

Vertreter der Fakultät zum Vortrag in der betreffenden Senatssitzung anwesend sein, wird der Be-

rufungsvorschlag auf die jeweils nächste Sitzung des Senates vertagt. Im Rahmen der Berichterstat-

tung über den Berufungsvorschlag soll auf folgende Punkte eingegangen werden: 
 

1. Wird die Stelle erstmalig besetzt oder handelt es sich um eine Wiederbesetzung verbunden mit 

der Benennung des Zeitpunktes des Freiwerdens der Stelle und des ehem. Stelleninhabers 

bzw. der ehem. Stelleninhaberin 

2. Erläuterung der Widmung der Stelle bezogen auf 
- die Wertigkeit ggf. verbunden mit einer evtl. Änderung der Wertigkeit und  

- das Aufgabengebiet mit Begründung einer notwendigen Änderung 

3. Abstimmungsverhältnisse in der Berufungskommission und im Fachbereichsrat 

4. Besonderheiten (Hausberufung, Abweichung vom Gebot des Dreiervorschlages o.ä.) 
5. Studentisches Votum 

6. Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten 

7. ggf. Stellungnahme des Schwerbehindertenvertretung 

8. Sondervoten 

9. Protokoll des Wiederzuweisungsgespräches 
 

(3) Der Senat beschließt über den Berufungsvorschlag in geheimer Abstimmung. Beschlussfähig-

keit liegt vor, wenn mehr als die Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. Der Se-

nat ist bei der Behandlung eines Berufungsvorschlages ohne Rücksicht auf die Zahl der erschiene-
nen Mitglieder beschlussfähig, wenn die Behandlung wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt 

und der Senat zur Verhandlung über diesen Berufungsvorschlag noch einmal einberufen wurde. 

Bei der Einberufung der zweiten Sitzung muss auf die Tatsache, dass die Beschlussfähigkeit in je-

dem Fall gegeben ist, ausdrücklich hingewiesen werden (§ 10 Abs. 1 Satz 2 und 3 GO). Der Be-

schluss wird mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei der Berechnung der Mehr-
heit werden ungültige Stimmen und Enthaltungen nicht mitgezählt. Bei Stimmgleichheit gilt der 

Vorschlag als abgelehnt. Die Mitglieder der Gruppe der sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

wirken an Entscheidungen beratend mit. Überstimmte stimmberechtigte Mitglieder des Senats 

können verlangen, dass dem Berufungsvorschlag ein Votum beigefügt wird. Das Sondervotum 
muss in der Sitzung des Senats, in der die Abstimmung stattfindet, angemeldet und innerhalb von 

14 Tagen nach der Sitzung der Rektorin oder dem Rektor zugeleitet werden.  

 

(4) Erhält der Berufungsvorschlag der Fakultät im Senat nicht die erforderliche Mehrheit, so gibt die 

Rektorin oder der Rektor den Berufungsvorschlag unter Angabe von Gründen an die Fakultät zur 
erneuten Beratung zurück. 
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Sollte sich herausstellen, dass Fakultät oder Berufungskommission noch Änderungen (ergänzende 

Stellungnahmen, Unterlagen, Korrekturen) beibringen müssen, ist der Vorschlag unmittelbar in die 

Fakultät zurückzuverweisen. 

 

§ 10 

Verfahren nach der Beschlussfassung im Senat  

 

(1) Die Rektorin oder der Rektor legt dem Ministerium für Wissenschaft und Forschung unverzüg-

lich den Berufungsvorschlag mit einem zusammenfassenden Bericht vor. Dem Vorschlag werden 

die Bewerbungsunterlagen, der Abschlussbericht der Berufungskommission, die externen Gutach-

ten, der Auszug aus dem Protokoll des Senats (ggf. einschließlich der Sondervoten) sowie eine Liste 
über alle Bewerberinnen und Bewerber mit Angabe über Alter, wissenschaftliche Qualifikation 

(Studium, Promotion, berufliche Praxis) und derzeitige berufliche Tätigkeit beigefügt. Dabei wird 

den Listenplatzierten mitgeteilt, dass sie in die Rangliste aufgenommen wurden, jedoch ohne Be-

kanntgabe des Listenplatzes. Die übrigen Bewerberinnen und Bewerber werden benachrichtigt, 

dass sie nicht zu den Listenplatzierten zählen. 
 

(2) Die nicht berücksichtigten Bewerberinnen und Bewerber werden unverzüglich von der Hoch-

schulverwaltung nach Ruferteilung durch das Ministerium für Wissenschaft und Forschung ohne 

Namensnennung benachrichtigt. Der Name der oder des zu Berufenden wird den unterlegenen 
Bewerbern lediglich auf ausdrückliche Nachfrage mitgeteilt. Die Bewerbungsunterlagen der Nicht-

berufenen werden spätestens nach Aushändigung der Ernennungsurkunde bzw. des Dienstvertra-

ges von der Hochschulverwaltung zurückgegeben. Mit der Aushändigung der Ernennungsurkunde 

ist das Berufungsverfahren abgeschlossen. 

 

§ 11 

Vertraulichkeit  

 

Von den Mitgliedern der Hochschule und den beteiligten Gutachterinnen und Gutachtern sind alle 

Unterlagen, die mit dem Berufungsverfahren in Verbindung stehen, vertraulich zu behandeln. Er-

kenntnisse über Personen und weitere personalrelevante Informationen, die im Rahmen eines Be-
werbungsverfahrens erworben werden, unterliegen ebenfalls der Verschwiegenheitspflicht. 
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Abschnitt II 

Professorenvertretung 
 

§ 12 

Voraussetzungen  

 

Gemäß § 49 Abs. 3 HG kann die Fachhochschule auf Vorschlag einer Fakultät übergangsweise bis 

zur Besetzung der Stelle für eine Professorin oder einen Professor eine Vertretung, die die Einstel-

lungsvoraussetzungen des § 46 HG erfüllt, mit der Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle be-
auftragen. Die Beauftragung ist dem Ministerium für Wissenschaft und Forschung anzuzeigen. 

 

 

§ 13 

Einleitung eines Verfahrens  

 
(1) Der Einstellungsvorschlag erfolgt durch Beschluss des Fakultätsrats und ist der Rektorin oder 

dem Rektor zuzuleiten. 

 

(2) Dabei hat die Fakultät die Notwendigkeit einer Vertretung zu begründen. Bei der Prüfung ist 

festzustellen, ob die vertretungsweise Wahrnehmung der Aufgaben, für die die Professur einge-
richtet worden ist, in vollem Umfang notwendig ist oder ob die Wahrnehmung der Aufgaben zeit-

weise entfallen kann. 

 

(3) Wird die Notwendigkeit für eine vertretungsweise Wahrnehmung der Aufgaben bejaht, ist wei-
ter zu prüfen, ob die Aufgaben aus der vakanten Professur von anderen Professorinnen und Profes-

soren oder Lehrbeauftragten wahrgenommen werden können. 

 

(4) Weist die Fakultät nach, dass die notwendigen Aufgaben aus der Professur - auch vorüberge-

hend – nicht anderweitig abgedeckt werden können und die Beauftragung einer Vertretung zwin-
gend erforderlich wird, ist der Umfang des Vertretungsbedarfs festzustellen. Dabei kommt in der 

Regel nur eine volle Vertretung der Professur in Betracht. 

 

(5) Zur vollen Vertretung sind neben Lehre, einschließlich der anfallenden Prüfungen, die For-
schung, Verwaltungsaufgaben sowie die Betreuung der Studierenden zu zählen. Die Vergütung 

richtet sich nach den Besoldungsmerkmalen der vertretenen Professur. 
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§ 14 

Ablauf des Verfahrens  

 

(1) Zunächst erfolgt die Benennung durch die Fakultät, wobei das Abstimmungsergebnis zu do-

kumentieren ist. Die Gleichstellungsbeauftragte ist am gesamten Verfahren zu beteiligen. 

 
(2) Dem Vorschlag der Fakultät sind beizufügen: 

- der Antrag der Fakultät, 

- die Angabe des Befristungszeitraumes, 

- die Begründung gem. § 13, 

- die vollständigen Bewerbungsunterlagen (Lebenslauf, beglaubigte  
Zeugniskopien über wissenschaftliche Qualifikation und berufliche Tätigkeit), 

- die Stellungnahme der Gleichstellungsbeauftragten. 
 

 

§ 15 

Verfahren einschließlich der Beschlussfassung im Rektorat  

 

Das Rektorat prüft die Qualität des Besetzungsvorschlages der Fakultät und entscheidet über den 
Vorschlag. Die Einstellung der Professorenvertreterin 

 

 oder des Professorenvertreters erfolgt befristet – längstens bis zur Besetzung der Stelle – in einem 

öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis. 
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Abschnitt III 

Lehrkräfte für besondere Aufgaben 
 

§ 16 

Geltungsbereich  

 

Zu dem Personenkreis der Lehrkräfte für besondere Aufgaben zählen die Oberstudienrätinnen und 

Oberstudienräte, die Studienrätinnen und Studienräte als Lehrerin oder Lehrer für Fremdsprachen 

an einer Fachhochschule, die Fachlehrerinnen und Fachlehrer an einer Fachhochschule mit der 
Befähigung für die Laufbahn des Technischen Lehrers oder der Technischen Lehrerin sowie die 

Fachlehrerin oder der Fachlehrer an einer Fachhochschule mit der Befähigung für die Laufbahn der 

Lehrerin oder des Lehrers für Sozialarbeit oder Sozialpädagogik. 

 
 

§ 17 

Anwendung der Berufungsordnung 

 

(1) Die Berufungsordnung ist für diesen Personenkreis analog anzuwenden, soweit gesetzliche 

Regelungen nicht entgegenstehen. 

 
(2) Insbesondere sind folgende Vorschriften der Berufungsordnung nicht anwendbar bzw. zu er-

setzen: 

 

a) An die Stelle der Einstellungsvoraussetzungen gem. §§ 32, 34 HG treten § 64 Laufbahnver-
ordnung (LVO) „Befähigung für die Laufbahn der Fachlehrerin oder des Fachlehrers“ und § 

66 a LVO „Befähigung der Studienräte“. 

b) Die Zusammensetzung der Auswahlkommission (§ 5) kann bei entsprechender Begrün-

dung abweichend geregelt werden. Auf jeden Fall müssen alle Gruppen angemessen ver-

treten sein. 
c) Bei der Abstimmung im Fakultätsrat sind alle Mitglieder des Fakultätsrates stimmberech-

tigt. 

 

(3) Der wissenschaftliche Personalrat ist gem. den Vorschriften des Landespersonalvertretungsge-
setzes NW zu beteiligen. 

 

(4) Wenn die Einstellung in begründeten Fällen für einen befristeten Zeitraum erfolgen soll, ist der 

Vertrag in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis abzuschließen. 
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Abschnitt IV 

Schlussbestimmungen 
 

§ 18 

Übergangsbestimmungen  

 

Laufende Verfahren werden fortgeführt. Bestimmungen dieser Ordnung sind auf laufende Verfah-

ren nicht anzuwenden, wenn dadurch der Abschluss des Verfahrens unangemessen verzögert oder 
der Grundsatz der Gleichbehandlung aller Bewerberinnen und Bewerber verletzt würde. 

 

 

§ 19 

Inkrafttreten  

 
Diese Ordnung tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntmachungen“ 

der Fachhochschule Köln in Kraft. 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats vom 16. Juni 2003. 
 

 

Köln, 16. Juni 2003   
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Anhang zur Berufungsordnung        

 

Teil  A  Empfehlungen 
1. Kriterien zur Erstellung eines Gutachtens gem. § 46 HG     
2. Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten und der Schwerbehindertenvertretung 

und der Studierenden 

3. Verfahrensablauf Ruferteilung         

4. Hinweis auf Vordrucke im Internet  

• Antrag auf Wiederzuweisung einer Stelle 

Antrag auf Einstellung einer Professorenvertretung 

 
 

Teil  B   Beispiele  
1. Muster eines Gutachtens (gem. § 46 HG)       

2. Muster eines Gutachtens (promotionsadäquate Leistungen)     

3. Muster eines Abschlussberichtes        
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Anhang zur Berufungsordnung  

 

Teil A  

 

1. Kriterien eines Gutachtens gem. § 46 HG 
 
 

- Studium gem. § 46 Abs. 1 Nr. 1 HG 
 

- Pädagogische Eignung (Probelehrveranstaltung) gem. § 46 Abs. 1 Nr. 2 HG 

 

- Besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit (gem. § 46 Abs. 1 Nr. 3 HG) 

 

- Besondere Leistungen bei der Anwendung oder der Entwicklung wissenschaftlicher Er-

kenntnisse oder Methoden (gem. § 46 Abs. 1 Nr. 4 b HG) 
 

- Hervorragende fachbezogene Leistungen in der Praxis (gem. § 46 Abs. 3 HG) 
(nur wenn formale Einstellungsvoraussetzungen nicht vorliegen und es der Eigenart des 

Faches entspricht und den Anforderungen der Stelle) 

 

- Bezug der beruflichen Praxis zu dem zu vertretenen Fach 
 

- Befähigung des Bewerbers für das zu vertretene Fach 
 

- Persönliche Eignung 
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2. Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten und der 

 Schwerbehindertenvertretung und der Studierenden 
 

1.6.1     Frauenförderplan (FFP) -  vgl. § 5 Abs. 5 Berufungsordnung (BO) -  
Grundsatz: „die Gleichstellungsbeauftragte ist in allen Verfahrensschritten zu beteiligen“. 

 

2.2.2     FFP    -  vgl. § 5 Abs. 5 BO -  

Sie hat das Recht, in allen Stufen des Verfahrens eine schriftliche Stellungnahme abzugeben. 
 

Nr. 1.2     FFP    -  vgl. § 4 Abs. 2 BO -  

Der Ausschreibungstext ist vor Veröffentlichung der Gleichstellungsbeauftragten zur Stellung-

nahme zu geben. Die abweichende Stellungnahme hat aufschiebende Wirkung. In diesem Fall 

muss der Fakultätsrat sich mit den geäußerten Bedenken auseinandersetzen und erneut beschlie-
ßen. 

 

Nr. 1.5     FFP    -  vgl. § 4 Abs. 1 BO -  

Zusätzliche Ausschreibungstermine wurden durch den Frauenförderplan vorgesehen und zwar in 

den Fällen, wo sich auf die 1. Ausschreibung keine Frau beworben hat. Hier wird grundsätzlich un-
verzüglich eine Wiederholungsausschreibung geschaltet. 

 

Nr. 2.1.3     FFP   -  vgl. § 6 Abs. 1 BO -  

Vor Erhalt der Bewerbungsunterlagen muss die Berufungskommission unter Beteiligung der 
Gleichstellungsbeauftragten die Auswahlkriterien verbindlich festlegen und dem Rektorat mittei-

len. 

 

Nr. 2.1.4     FFP   -  vgl. § 6 Abs. 10 BO -  

Grundsätzlich sollen alle Bewerberinnen, die die formalen Voraussetzungen (gesetzliche Anforde-
rungen nach § 46 HG und Aufgabenumschreibung nach § 48 Abs. 1 HG) erfüllen, zu einem Probe-

vortrag eingeladen werden. Wenn dies wegen der großen Zahl der Bewerberinnen nicht praktika-

bel ist, sind Frauen mindestens entsprechend ihrem Anteil an den Bewerbungen einzuladen. 

 
Nr. 2.1.5     FFP   -  vgl. § 6 Abs. 2 BO -  

Bei gleicher Eignung sollen in den Fakultäten, in denen Professorinnen unterrepräsentiert sind, 

Frauen vorrangig eingestellt werden. Wird in einem Berufungsvorschlag keine der Bewerberinnen 

berücksichtigt, ist dies gesondert zu begründen. 
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Schwerbehindertenvertretung -  vgl. § 5 Abs. 6 BO – 

Die Schwerbehindertenvertretung ist ebenfalls Gelegenheit zu geben, an allen Verfahrensschritten 

teilzunehmen, sobald für die Hochschule erkennbar ist, dass ein Schwerbehinderter unter den Be-

werbern ist. 

 
Die Schwerbehindertenvertretung und die Gleichstellungsbeauftragte müssen eine Stellungnah-

me zum Berufungsvorschlag abgeben, aus der die Beteiligung in den einzelnen Verfahrensschrit-

ten dokumentiert ist und das Einverständnis zu dem Vorschlag erteilt wird bzw. Bedenken gegen 

den Vorschlag erhoben werden. 

 
Die Stellungnahmen werden dem Vorschlag für die Entscheidungsfindung im Senat und für das 

MWF beigefügt. 

 

Beteiligung der Studierenden -  vgl. § 5 Abs. 7 BO -  
Für ab dem 01.02.1994 eingeleitete Berufungsverfahren ist dem Berufungsvorschlag ein schriftli-

ches Votum der studentischen Vertretung in der Berufungskommission zu den Lehrleistungen der 

Listenplatzierten beizufügen, wenn die Studierenden von ihrem Beteiligungsrecht Gebrauch ma-

chen wollen. Auf ihr Beteiligungsrecht sind die Studierenden ausdrücklich zu Beginn der jeweiligen 

Beratung in der Berufungskommission hinzuweisen. Es wird empfohlen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber eine studiengangbezogene Lehrveranstaltung abhalten, die auch im Rahmen des 

normalen Lehrangebotes stattfinden kann und den bisher üblichen Probevortrag ersetzt oder er-

gänzt. Als Grundlage für das studentische Votum kommen außerdem Ergebnisse studentischer 

Veranstaltungskritik in Betracht. Die Wahl des Verfahrens obliegt der Fakultät. 
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3. Ruferteilung 
 
Sobald das MWF positiv über den Vorschlag entschieden hat, ergeht an den Erstplatzierten oder 

die Erstplatzierte ein „Ich beabsichtige Sie zu berufen“-Schreiben mit der gleichzeitigen Aufforde-

rung, mit der Hochschule in Verhandlungen zu treten. Die Kontaktaufnahme erfolgt mit der Fakul-

tät und dem Personaldezernat.  
 

In der Fakultät sind Fragen zu besprechen, die sich auf die Ausgestaltung und Abgrenzung des 

Aufgabengebietes sowie die räumliche, sachliche und personelle Ausstattung in der Fakultät be-

ziehen. Darüber hinaus soll zusammen mit der Dekanin oder dem Dekan erörtert werden, in wel-

chem Umfang Erstberufungsmittel erforderlich sind. 
 

Die Kanzlerin oder der Kanzler führt die eigentliche Berufungsverhandlung. Neben der oder dem 

Neuberufenden ist die Teilnahme der Dekanin oder des Dekans vorgesehen. Verhandlungsgegens-

tände sind: 

- Ausstattung des Dienstzimmers, 

- Ausstattung eines ggf. vorhandenen Labors oder aufzubauenden Labors 

- Verteilung der Sachmittel in der Fakultät, 

- Zuordnung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Fakultät, 

- Verteilung der Mittel für studentische und wissenschaftliche Hilfskräfte. 
 

Gemeinsam mit der Fakultät sollen alle Punkte geklärt werden, und die Verantwortlichkeit festge-
legt werden. Die Verhandlung wird mit einer für alle Beteiligten verbindlichen Verhandlungsnie-

derschrift abgeschlossen. Diese Verhandlung kann bei Bedarf auch nach der Ruferteilung erfolgen, 

aber innerhalb eines Jahres 

 

Das Berufungsgespräch in der Verwaltung führen die Personaldezernentin oder der Personalde-
zernent und die Sachgebietsleiterin oder der Sachgebietsleiter 2.1. Der Termin ist mit der Sachge-

bietsleiterin oder den Sachgebietsleiter rechtzeitig abzustimmen, da einige Unterlagen vorzuberei-

ten sind. Ziel dieses Gespräches ist es, die/den Neuzuberufende(n) über die Grundzüge des rele-

vanten Beamtenrechts zu informieren. Es wird informiert über 

- Ablauf des Probejahres, 

- die zu erwartenden Dienstbezüge mit den Beihilfevoraussetzungen, 

- Grundzüge des Versorgungsrechtes, 

- Nebentätigkeitsvorschriften, 

- Umzugskosten und Trennungsgeld, 

- Verfahren von Dienst- und Forschungsreisen, Exkursionen, Forschungs- und Praxisfreise-
mester, 
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- Beantragung eines polizeilichen Führungszeugnisses und eines amtsärztlichen Gesund-

heitszeugnisses. 

Der voraussichtliche Dienstbeginn wird im Einvernehmen mit der Fakultät besprochen. 
 

Danach soll der oder die Neuzuberufende möglichst bald einen Termin bei dem Regionalreferat im 

Ministerium vereinbaren. Dort wird eine Berufungsniederschrift gefertigt, die die allgemeinen 

Rechte und Pflichten einer Professorin oder eines Professors beinhaltet. Die Niederschrift sollte die 
oder der Neuzuberufende unterschreiben und an das MWF zurücksenden, da die Niederschrift die 

Grundlage für die Ausfertigung des Rufschreibens ist. Das Rufschreiben enthält den konkreten Ein-

stellungstermin und ist wiederum die Basis für die Ausstellung der Ernennungsurkunde, die ca. 14 

Tage vor Dienstbeginn von der Rektorin oder vom Rektor persönlich ausgehändigt wird. 

 
Die Dekanin oder der Dekan hat den Dienstantritt schriftlich zu bestätigen. 
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4. Hinweis auf Vordrucke im Internet auf der Homepage der Fachhochschule Köln  
 
Folgende Vordrucke können über die Internetseite der Verwaltung abgerufen werden 
 

• Antrag auf Wiederzuweisung einer Stelle 

• Antrag auf Einstellung einer Professorenvertretung 
 

 

Teil  B   Beispiele  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 




















































